
[Thema]

Existenzgründung – 
Frisches Blut für die Volkswirtschaft
Die Zahl der Existenzgründungen in
Deutschland ist nach wie vor hoch.
Die deutsche Wirtschaft verzeichnet
mit mehr als 1200 Neugründungen
täglich eine positive Fortsetzung be-
währter Traditionen. Mittelständische
Existenzgründungen sind zwingende

Voraussetzung für Dynamik und Sta-
bilität unserer Volkswirtschaft. Die
Hälfte der gesamten Wertschöpfung,
zwei Drittel der Beschäftigung und 80
Prozent der Ausbildung wird durch
selbstständige Unternehmer und Un-
ternehmerinnen geleistet. 

Wir beleuchten das Thema anhand
zweier Beispiele aus Südhessen samt
Fachbeitrag.
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Der erfolgreiche Weg
in die Selbstständigkeit

Existenzgründung – Ohne fachlichen Beistand geht aufgrund der komplexen Entscheidungen nichts – 
Hoher persönlicher Einsatz ist eine Grundvoraussetzung

VON RALF BAUMANN, LARS
MARTENS, LEIF BLUM UND
CHRISTINE GRUSCHKA

Entscheidend für die erfolgrei-
che Gründung kleiner und

mittlerer Unternehmen ist eine
sorgfältige Vorbereitung und Pla-
nung der Existenzgründung. Das
Allerwichtigste ist hierbei eine
gründliche Beratung. Die Frage
nach der sinnvollsten rechtlichen
Organisationsform und deren
steuerlichen Optimierung ist da-
bei nur eine von vielen Entschei-
dungen. Welcher behördlichen
Genehmigungen bedarf es zur
Aufnahme der Tätigkeit, welche
Anmeldungen sind bei welchen
behördlichen Stellen vorzuneh-
men, was ist bei der Beschäfti-
gung von Angestellten zu beach-
ten, welche steuerlichen Erklä-
rungspflichten treffen den Unter-
nehmer und sein Unternehmen? 

Drei grundsätzliche Varianten
sind zu unterscheiden und sollten
im Vorfeld gründlich verglichen
und bewertet werden.

Erstens:
Die Neugründung

Bei der Neugründung startet der
Existenzgründer bei null. Es gilt
einen Markt zu erobern und sich
zu etablieren. Dies geschieht ins-
besondere durch den Aufbau von
Geschäftsbeziehungen zu Kunden
und Lieferanten und gegebenen-
falls bereits in einer frühen Phase
durch den Aufbau eines festen
Mitarbeiterstamms. Eine Neu-
gründung kann sowohl als Einzel-
person als auch mit Partnern vor-
genommen werden. Eine Partner-
schaft ermöglicht die Verteilung
von Chancen und Risiken, die
Stärkung des Eigenkapitals, zu-
sätzliche Stellung von Sicherhei-
ten im Rahmen der Finanzierung
und nicht zuletzt eine ausgewoge-
ne Gestaltung der Arbeitszeiten
und Verantwortlichkeiten.

Zu den Neugründungen zäh-
len insbesondere auch sogenann-
te Kleingründungen. Kleingrün-
dungen zeichnen sich durch ei-
nen geringen Kapitalbedarf (unter
25 000 Euro) aus und bieten in
der Regel lediglich einen Arbeits-
platz für den Gründer selbst. 

Im Zusammenhang mit Klein-
gründungen muss auf die Gefahr
der Scheinselbstständigkeit hin-
gewiesen werden. Sofern die
Selbstständigkeit faktisch einem
Anstellungsverhältnis gleicht,
entstehen sozialversicherungs-
rechtliche Haftungsrisiken. 

Bei Kleingründungen, die auf
Dauer nur Verluste erwirtschaf-
ten, kann die Gefahr der Liebha-
berei bestehen. In diesem Fall
sind negative steuerliche Konse-
quenzen unvermeidbar. Beide
Themen sind im Rahmen der Pla-
nung einer Existenzgründung un-
bedingt zu beachten.

Bei Neugründungen aus Wis-
senschaft und Hochschule gibt es
Besonderheiten. Zusätzliches

Problem ist häufig, dass dem gro-
ßen Fachwissen in der Regel nur
eingeschränkte kaufmännische
Kenntnisse gegenüberstehen.

Genauso verhält es sich mit
der guten Geschäftsidee, die häu-
fig von geringen Marktkenntnis-
sen und einem nur spärlich aus-
gebauten Vertriebsnetz sowie feh-
lender weiterer Korrespondenz-
partner begleitet wird.

Nicht selten entstehen Neu-
gründungen auch aus der Arbeits-
losigkeit. In diesem Zusammen-
hang sollten insbesondere die
Förderung von Bildungsmaßnah-
men und die Möglichkeit einen
Gründerzuschuss zu erhalten, im
Vorfeld genau geprüft werden.

Zweitens:
Die Nachfolge

Hier heißt es auf einen fahrenden
Zug aufzuspringen und gewach-
sene Strukturen zu erkennen und
in der Regel zumindest vorerst
beizubehalten. Das Unternehmen
ist bereits am Markt etabliert,
Kunden- und Lieferantenbezie-
hungen sind vorhanden, die Mit-
arbeiter stehen als eingespieltes
Team zur Verfügung. 

Die Existenzgründung im
Rahmen der Unternehmensnach-
folge ist in Deutschland noch
durch die familieninterne Über-
nahme von Unternehmen geprägt.
Wegen der persönlichen Verflech-
tungen empfiehlt es sich in vielen
Fällen, einen Coach mit ins Boot
zu holen, der zumindest in der
Zeit des Übergangs die Trennung
familiärer und persönlicher Ausei-
nandersetzungen sowie unterneh-
merischer Entscheidungen ge-
währleistet. Bei Übernahmen in
zeitlicher Nähe zum Jahreswech-
sel 2008/2009 sind die Auswir-
kungen der noch in diesem Jahr
angestrebten Erbschaft- und
Schenkungsteuerreform unbe-
dingt zu berücksichtigen.

Für Fälle, in denen keine fami-
lieninterne Lösung möglich ist,
gibt es vielfältige Möglichkeiten,
ein geeignetes Unternehmen zu
finden. Viele Makler haben sich
auf die Vermittlung von Unterneh-
menskäufen spezialisiert. Im In-
ternet finden sich vermehrt Unter-
nehmensbörsen, die zu überge-
bende Unternehmen listen.

Im weitesten Sinne der Exis-
tenzgründung durch Nachfolge
zuzuordnen sind außerdem der
Kauf eines Unternehmens durch
eigenes oder fremdes Manage-
ment (Management-Buy-Out, Ma-
nagement-Buy-In), die Beteili-
gung an einem bestehenden Be-
trieb, sogenanntes Outsourcing
sowie Spin-off-Gründungen.

Drittens:
Franchising

Am Markt operieren derzeit in
Deutschland rund 910 Franchise-
Systeme. Zu den Top Ten gehören
TUI, McDonald’s, Burger King etc.
Die Existenzgründung per Fran-

chising bietet die Möglichkeit, sich
mit einer fremden (meist schon
markterprobten) Idee selbststän-
dig zu machen. Beim Franchise-
Verfahren liefert ein Unternehmen
– der Franchisegeber – Name,
Marke, Know-how und Marketing.
Gegen Gebühr räumt er dem Fran-
chisenehmer das Recht ein, seine
Waren und Dienstleistungen
selbstständig zu verkaufen.

Nachteilig ist, dass der Weg in
die berufliche Selbstständigkeit
relativ festgelegt und kaum beein-
flussbar ist. Das mag manchem
Existenzgründer zu wenig bzw.
zu eng sein.

Voraussetzung:
Unternehmer sein

Für den Weg in die Selbstständig-
keit müssen die persönlichen Vo-
raussetzungen stimmen, und
auch die Familie sollte die Exis-
tenzgründung unterstützen. We-
sentlich sind fachliches und un-
ternehmerisches Know-how.

Grundsätzlich gilt es für den
Existenzgründer zu klären, ob er
ein Unternehmertyp ist. Eine Rei-
he von einfachen Testfragen hilft,
in dieser Frage mehr Sicherheit zu
gewinnen: Ist die Selbstständig-
keit wirklich der richtige Weg für
mich? Bin ich fachlich qualifi-
ziert? Habe ich Erfahrungen in der
Branche? Verfüge ich über kauf-
männisches Know-how? Steht
meine Familie hinter mir? Stehe
ich die Belastungen während der
Startphase und den hohen Druck
auch später durch?

Beratung hilft
richtig zu entscheiden

Wer ein eigenes Unternehmen
gründen will, sollte sich bei allen
Fragen und Tätigkeiten auf dem
Weg zur Selbstständigkeit beraten
lassen. Beratung ist kein Nachhil-
feunterricht, Beratung ist Ent-
scheidungshilfe. Informationsde-
fizite sind immerhin die zweit-
häufigste Ursache für gescheiterte
Existenzgründungen. So helfen
zum Beispiel steuerliche Berater
und Rechtsanwälte nicht nur in
Steuer- und Rechtsfragen, son-
dern auch bei der Unternehmens-
konzeption und der Erstellung des
Businessplans. Damit die Wei-
chen von Anfang an richtig ge-
stellt sind.

Businessplan – 
Qualitätsmanagement

Ein fachkundig erstellter Busi-
nessplan sorgt nicht nur dafür,
dass Banken Risiken abschätzen
können, sondern auch dafür, dass
Ziele besser und schneller erreicht
werden, weil Meilensteine und
Ziele definiert sind und Entwick-
lungsfehler erkannt und korrigiert
werden können. Eine Idee be-
kommt Hand und Fuß.

Die Erstellung eines guten
Plans benötigt leicht zwei bis vier
Wochen und muss unter anderem

folgende Aspekte berücksichti-
gen: genaue Beschreibung der Ge-
schäftsidee, persönliche Eignung
des Gründers, rechtliche Rahmen-
bedingungen, Nutzen für den
Kunden, Marktforschung und ge-
plante Marketingmaßnahmen, Fi-
nanzierung der Startinvestitionen
und Einschätzung der laufenden
Kosten (auch Unternehmerlohn)
sowie Schilderung der Zukunfts-
perspektiven (Chancen und Risi-
ken) der Geschäftsidee.

Je finanzintensiver ein Vorha-
ben ist, desto umfangreichere Un-
terstützung sollten sich Gründer
holen, auch von Kammern und
Berufsverbänden, über Business-
planwettbewerbe, Gründerinitia-
tiven oder auch Beratungsange-
bote der KfW Mittelstandsbank
und der Industrie und Handels-
kammer, Bundesagentur für Ar-

beit und Wirtschaftsministerium.
Ein aussagefähiger Businessplan
ist außerdem Voraussetzung da-
für, neben Banken weitere poten-
zielle Kapitalgeber von einer Un-
ternehmung zu überzeugen. 

Von Rentabilitätsvorschau
zum Bankkredit

Wer ein Unternehmen gründet,
muss zunächst einmal Geld und
Arbeitskraft in die Gründungsvor-
bereitungen und in die Startphase
investieren. Die Gründung einer
selbstständigen Existenz lohnt
sich dabei nur, wenn sie auf Dau-
er ausreichend Gewinn erwirt-
schaftet. Die Rentabilitätsvor-
schau hilft zu prüfen, ob ein Un-
ternehmen ausreichend Geld er-
wirtschaften wird.

Das Ergebnis einer Rentabili-
tätsvorschau sollte ausreichen,
um zusätzlich zu den üblichen
Ausgaben einen Unternehmer-
lohn (bei Einzelunternehmen und
Personengesellschaften) zu de-
cken, eine Liquiditätsreserve zu
schaffen und ggf. in Anspruch ge-
nommene Kredite zurückzuzah-
len. Betriebswirtschaftliche Kenn-
zahlen und solche zur Liquidität
sind immer gemeinsam zu be-
trachten. Damit realistische Pla-
nungen entstehen, müssen zur
Verfügung stehende Zahlen ver-
gleichbarer Unternehmen und der

Branche mit Angebotspreisen zu-
künftiger Lieferanten und Nach-
fragepreisen potenzieller Kunden
abgeglichen werden. 

Die Vorschau sollte mindes-
tens drei Geschäftsjahre umfas-
sen. Das dritte Jahr gilt als beson-
ders kritisch. Insbesondere ist
nach ersten Jahren mit Gewinnen
zu beachten, dass in der Praxis
häufig Steuern erst mit erhebli-
chem Zeitversatz zu zahlen sind,
dann aber für mehrere Jahre auf
einmal. 

Wenn zinsgünstige Finanzie-
rungen aus Förderprogrammen in
Anspruch genommen wurden,
steigt die finanzielle Belastung oft
in späteren Jahren sprunghaft an,
da die Tilgung bei Förderkrediten
in der Regel erst zu einem späte-
ren Stichtag einsetzt.

Neben der Rentabilitätsvor-

schau gehört daher in ein stimmi-
ges Geschäftskonzept auch der
Kapitalbedarfsplan. Dieser stellt
zusammen, wie viel Geld für eine
Unternehmensgründung benötigt
wird. Zum Kapitalbedarf gehören
Gründungskosten, Kosten für die
Anlaufphase (Ausgaben bis zum
ersten Geldeingang aus Umsatz
für bestimmten Zeitraum), Über-
schüsse zur Deckung privater
Ausgaben und – insbesondere
wenn ein Einzelunternehmen
oder eine Personengesellschaft
gegründet wird – ein Unterneh-
merlohn.

Die öffentliche Hand, allen
voran das Land, stellt eine Viel-
zahl von monetären und nicht
monetären Fördermöglichkeiten
zur Verfügung, die bei vorliegen-
den Voraussetzungen abgerufen
werden können. Dies beginnt be-
reits mit der Übernahme der Kos-
ten einer rechtlichen und steuerli-
chen Erstberatung und geht über
die Vermittlung zinsverbilligter
Kredite, die Förderung der Schaf-
fung von Ausbildungs- und Ar-
beitsplätzen bis zur Übernahme
von Bürgschaften durch das Land
Hessen sowie andere Bundeslän-
der. Bei der Finanzierung von In-
vestitionen sollten langfristige In-
vestitionen auch langfristig finan-
ziert werden. Im Zeitpunkt der In-
vestition zur Verfügung stehende
liquide Mittel werden oft für Steu-

ernachzahlungen oder Zeiten we-
niger guter Geschäftslage benö-
tigt. 

Neben der klassischen Finan-
zierung durch ein Kreditinstitut
oder durch bereits angespartes ei-
genes Geld sollten auch weitere
Formen der Finanzierung in Be-
tracht gezogen werden. So stehen
diverse Möglichkeiten einer mez-
zaninen Finanzierung (Zwischen-
form von Eigen- und Fremdkapi-
tal) wie zum Beispiel stille Gesell-
schaft, Options- oder Genuss-
scheine etc. insbesondere schnell
wachsenden Unternehmen als Al-
ternative zur Verfügung.

Safety first –
Risiken absichern

Das unternehmerische Risiko, das
jeder Selbstständige tragen muss,

kann niemand versichern. Vorsor-
ge gegen Schäden, die beispiels-
weise durch Fahrlässigkeit, Ein-
bruch oder Wasser entstehen,
sollte jedoch jeder Unternehmer
und Freiberufler treffen. Bevor
Angebote von Versicherungen
eingeholt werden, sollte jeder
Existenzgründer wissen, wo die
Hauptrisiken für das jeweilige Un-
ternehmen liegen. Grundsätzlich
gilt: so wenig wie möglich, aber
so viel wie nötig.

Betriebliche Versicherungen:
Sie schützen das Unternehmen
vor Verlusten durch Schäden,
mangelnde Qualifikation von Mit-
arbeitern oder Fahrlässigkeit. Für
sie gezahlte Prämien sind Be-
triebsausgaben im steuerrechtli-
chen Sinne und Kosten im Sinne
der Kostentheorie. Zu den wich-
tigsten betrieblichen Versicherun-
gen gehören beispielsweise Be-
triebs-Haftpflichtversicherung,
Betriebs-Unterbrechungsversi-
cherung, Berufshaftpflicht, Sach-
versicherung, Kfz-Haftpflicht etc..

Persönliche Absicherung: Die-
se Versicherungen haben im We-
sentlichen den Zweck, die persön-
lichen Risiken einer natürlichen
Person abzudecken.

Die Arbeitskraft von Existenz-
gründern und Unternehmern ist
ihr wichtigstes Kapital. Die Absi-
cherung gegen die höchsten Risi-
ken ist daher ganz besonders

Zwischen den Stühlen 
sitzen Existenzgründer schnell, 
wenn sie sich für den Schritt in die Selbstständigkeit 
nicht kompetent beraten lassen. FOTO: ALEXANDER HEIMANN
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wichtig. Auf jeden Fall muss für
Krankheit, Unfall und Berufsunfä-
higkeit Vorsorge getroffen wer-
den. Wichtig ist auch, Alter und
Familie abzusichern.

Formale Voraussetzungen:
Rechtsformwahl

Grundsätzlich unterscheidet man
zwischen Personen- und Kapital-
gesellschaften. Zu den Personen-
gesellschaften zählen Rechtsfor-
men wie die Gesellschaft des bür-
gerlichen Rechts GbR, Komman-
ditgesellschaft KG, offene Han-
delsgesellschaft OHG, die Partner-
schaftsgesellschaft PartG oder
auch die GmbH & Co. KG. Zu den
Kapitalgesellschaften gehören die
Gesellschaft mit beschränkter
Haftung GmbH, die Aktiengesell-
schaft AG und die Limited Com-
pany Ltd.

Jede einzelne Rechtsform bie-
tet spezifische Vor- und Nachteile.
In der Regel wird keine Rechts-
form zu einhundert Prozent pas-
sen. Fragen, die bei der Wahl der
Rechtsform geklärt werden müs-
sen, betreffen die Formalitäten bei
der Gründung, die Haftungsfra-
gen, das zur Gründung erforderli-
che Mindestkapital, Fragen der
Geschäftsführung sowie Vertre-
tung nach außen, Offenlegungs-
pflicht von Unternehmensdaten,
Mitbestimmung durch die Gesell-
schafter und Partner sowie steuer-
liche Probleme der Ertragsbe-
steuerung.

GmbH-Reform
(kurz MoMiG)

Der Deutsche Bundestag hat am
26. 6. 2008 das Gesetz zur Moder-
nisierung des GmbH-Rechts und
zur Bekämpfung von Missbräu-
chen (MoMiG) beschlossen. Mit
der Zustimmung des Bundesrates
am 19. 9. 2008 wurde die größte
Reform des GmbH-Rechts seit
mehr als 100 Jahren gebilligt.

Ziel des Gesetzes ist es, die
Rechtsform der GmbH attraktiver
zu machen, Unternehmensgrün-
dungen zu erleichtern und zu be-
schleunigen und zugleich einem
etwaigen Missbrauch dieser Ge-
sellschaftsform vorzubeugen.

Wesentliche Änderungen, die
auch Auswirkungen auf die zu-
künftigen unternehmerischen
Entscheidungen haben, sind:
� Das Mindeststammkapital bei
der „klassischen“ GmbH beträgt
weiterhin 25 000 Euro.
� Als Unterform der GmbH wird
die Unternehmergesellschaft
(UG) eingeführt, die mit einem
Stammkapital von nur einem
Euro gegründet werden kann.
Diese „1-Euro-GmbH“ oder „Mi-
ni-GmbH“ ist die Antwort des Ge-
setzgebers auf die englische Limi-
ted (Ltd.) und soll die Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen
GmbH auf europäischer Ebene si-
cherstellen.
� Die UG ist keine neue Rechts-

form, sondern eine Gesellschaft
mit beschränkter Haftung
(GmbH). Auf sie findet das
GmbH-Gesetz und steuerrechtlich
das Körperschaftsteuergesetz An-
wendung. Die UG kann mit einem
beliebigen Stammkapital unter-
halb von 25 000 Euro gegründet
werden. Der Jahresüberschuss
kann aber nicht vollständig frei
verwendet werden; anteilig ist
jährlich aus dem Jahresüber-
schuss das Mindeststammkapital
einer GmbH aufzubauen. 
� Zur Unterscheidbarkeit von der
Hauptform der GmbH ist bei der
UG zwingend der Rechtsformzu-
satz Unternehmergesellschaft
(haftungsbeschränkt) oder UG
(haftungsbeschränkt) beizufü-
gen. Hierdurch soll die UG im täg-
lichen Geschäftsverkehr erkenn-
bar sein.
� Für Standardgründungen einer
GmbH und Mini-GmbH mit
höchstens drei Gesellschaftern
und nur einem Geschäftsführer
kann ein Musterprotokoll verwen-
det werden. Das wird notariell be-
urkundet und gilt zugleich als Ge-
sellschafterliste und Gesell-
schaftsvertrag. Bei Verwendung
des Musterprotokolls und einem
Stammkapital von einem Euro be-
trägt die Notargebühr etwa 100
Euro; bei einer GmbH mit einem
Stammkapital von 25 000 Euro et-
wa 400 Euro. Bei Abweichungen
vom Musterprotokoll erfolgt die
Beurkundung nach den allgemei-
nen notariellen Kostensätzen.

Betriebswirtschaft
Schritt für Schritt

Jeder Gründer möchte wissen,
wie erfolgreich sein Unternehmen
ist. Viele wissen es aber leider
nicht, da sie nicht über das kauf-
männische Know-how verfügen.
Es stehen eine Reihe von Instru-
menten zur Verfügung, wie Ein-
nahmen und Ausgaben erfasst
und geplant, für Zahlungsfähig-
keit (Liquidität) gesorgt, Kosten
im Unternehmen berechnet, Prei-
se kalkuliert und nicht zuletzt die
Leistungsfähigkeit, also Rentabili-
tät und Gewinn eines Unterneh-
mens ermittelt werden kann.

Vorab ist festzustellen, dass
Buchführung, Kostenrechnung,
Kalkulationen und Kennzahlen in
erster Linie weder für das Finanz-
amt noch für Berater erstellt wer-
den. Erste und wesentlichste Auf-
gabe ist es, den Unternehmer zu
informieren und ihm so Grundla-
gen für seine wirtschaftlichen
Entscheidungen zu liefern.

Preiskalkulation
als Kontrollrechnung

Der Preis für Ware oder Dienst-
leistung wird häufig anhand ent-
stehender Kosten zuzüglich eines
Gewinnaufschlags ermittelt. Die
Kosten ergeben sich aus den Pla-
nungsunterlagen oder bei bereits
laufenden Unternehmen aus den

Finanzdaten. Insbesondere in der
Gründungsphase aber ist eine
Preiskalkulation anhand am
Markt erzielbarer Preise und eine
darauf basierende Strukturierung
und Überprüfung der Kosten zu-
mindest als Kontrollrechnung
zwingend. Häufig stellt sich bei
dieser Kontrollrechnung schon
heraus, dass es nicht möglich ist,
mit der geplanten Kostenstruktur
einen am Markt umzusetzenden
Preis zu erzielen.

Liquiditätsplanung
zeitnah und regelmäßig

Hier wird regelmäßig die jeder-
zeitige Zahlungsfähigkeit des Un-
ternehmens kontrolliert. Laufen-
de Rechnungen und Ausgaben
für Versicherungen, Steuerzah-
lungen oder Miete für die nächs-
ten drei bis sechs Monate müssen
zahlbar sein. In der Liquiditäts-
planung werden die geplanten
und zu erwartenden Einnahmen
und Ausgaben gegenübergestellt.
Aus deren Differenz ergibt sich
der monatliche Überschuss
(Überdeckung), der zur Verfü-
gung steht, um Rechnungen zu
begleichen. Ergibt sich ein Fehl-
betrag (Unterdeckung), sollte
umgehend mit der Behebung und
gegebenenfalls Restrukturierung
der Geschäftsidee begonnen wer-
den. Besondere Bedeutung muss
in diesen Fällen – wie grundsätz-
lich in der gesamten Gründungs-
phase – der Kommunikation mit
der Bank beigemessen werden.
Diese ist zeitnah, regelmäßig und
unaufgefordert umfänglich und
stets wahrheitsgemäß zu infor-
mieren. 

Um eine drohende Unterde-
ckung zu verhindern, sollte man
insbesondere die fixen Kosten re-
duzieren und kurze Kundenzah-
lungsziele, ggfs. unterstützt durch
Gewährung von Skonti, aushan-
deln. Lange Lieferantenzahlungs-
ziele, die Vereinbarung von An-
zahlungen oder Teilzahlungen,
zeitnahes Beitreiben von Forde-
rungen könnten hinzukommen.

Finanzbuchführung
als Zahlen-Fundament

Eine ordentliche Buchführung in-
formiert über die Ertragslage und
die finanzielle Situation eines Un-
ternehmens. Sie ist Teil des be-
trieblichen Rechnungswesens.

In der Buchführung werden
alle Einnahmen und Ausgaben
festgehalten und strukturiert dar-
gestellt. Kennzahlen zu Vermö-
gen, Rentabilität etc. werden
übersichtlich dargestellt. Sie lie-
fert das Zahlen-Fundament für al-
le anderen Teile des betrieblichen
Rechnungswesens wie die Preis-
kalkulation, Liquiditätsplanung,
Kostenrechnung und Soll-/Ist-
Vergleiche.

Eine Reihe von Unternehmern
unterliegen der gesetzlichen
Buchführungspflicht (nach Han-

delsgesetzbuch bzw. Steuer-
recht). Beispielsweise müssen alle
Kaufleute und Nicht-Kaufleute,
deren Gewinn aus Gewerbebe-
trieb 50 000 Euro oder deren Um-
sätze 500 000 Euro übersteigen,
eine ordnungsgemäße Buchhal-
tung erstellen. Nicht buchfüh-
rungspflichtig sind alle anderen
Nicht-Kaufleute und Freiberufler.
Diese müssen aber trotzdem ihre
Betriebseinnahmen und -ausga-
ben aufzeichnen. 

Kostenrechnung
ist Expertensache

Ein Gewinn wird erwirtschaftet,
wenn der Ertrag höher ist als der
Aufwand. Entsteht jedoch ein
Fehlbetrag oder Verlust, sollte der
Unternehmer genau wissen, wel-
che Ausgaben und welcher Auf-
wand überhaupt entstehen. Eine
Kostenrechnung dient dabei nicht
nur dazu, einzelne Produkte auf
ihren Beitrag zum Unternehmens-
erfolg zu überprüfen oder Nieder-
lassungen zu steuern, sondern
auch dazu, den Gewinn oder Ver-
lust eines Zeitabschnitts verursa-
chergerecht zu verteilen und zu
analysieren. Weiter unterstützt ei-
ne Kostenrechnung bei der Nach-
kalkulation von Aufträgen, die
unbedingt regelmäßig vorgenom-
men werden sollte.

Damit der Aufwand für die Er-
stellung einer Kostenrechnung
den Nutzen nicht übersteigt und
eine Anpassung auf das jeweilige
Unternehmen sichergestellt ist,
sollte der Rat eines Experten hin-
zugezogen werden.

Wie auch bei den übrigen
Kennzahlen sollten die Ergebnisse
der Kostenrechnung regelmäßig
mit den Branchenzahlen abgegli-
chen werden. Benchmarkdaten
sind in der Regel bei Kammern,
Banken, Fachverbänden und
Steuerberatern erhältlich.

Alles im Plan?
Soll-/Ist-Vergleich

Eine erste Planung von Erlösen
und Aufwand wird im Business-
plan vorgenommen. Auch danach
empfiehlt es sich, zumindest jähr-
liche Planungen zu erstellen, um
unangenehme Überraschungen
wie Umsatzrückgänge oder Kos-
tensteigerungen zu vermeiden
oder noch ausreichend Zeit zu ha-
ben, um gegenzusteuern. 

Um die Entwicklung des Un-
ternehmens zu prüfen und eine
Ausrichtung der Aktivitäten zu
steuern, sollten diese Planzahlen
im Rahmen der laufenden Buch-
haltung regelmäßig mit den Ist-
Werten abgeglichen werden.

Forderungsmanagement
existenziell wichtig

Rechnungen werden in den sel-
tensten Fällen sofort bezahlt.
Kunden kommen nach den zivil-
rechtlichen Regelungen regelmä-
ßig in Verzug, wenn 30 Tage nach
Erhalt der Rechnung bzw. 30 Tage
nach dem genannten Fälligkeits-
datum eine Rechnung noch nicht
beglichen ist. Schleppende Zah-
lungseingänge oder gar komplette
Forderungsausfälle können die
Existenz gerader junger Unter-
nehmen gefährden. Um dem vor-
zubeugen, sollten die Kreditwür-
digkeit von Kunden regelmäßig
anhand von Wirtschaftsauskünf-
ten überprüft und Anreize zur
möglichst zeitnahen Zahlung
(Skonto) geschaffen werden. 

Bei Liquiditätsengpässen
kann auch ein professionelles In-
kassoinstitut damit beauftragt
werden, Forderungen einzutrei-
ben. Denkbar ist auch der Verkauf
von Forderungen (Factoring), um
frühzeitig Liquidität zu erhalten. 

Jahresabschluss
ist Pflicht

Jedes Unternehmen ist – unab-
hängig von der Rechtsform – ver-
pflichtet, eine Jahreserfolgsrech-
nung durchzuführen. Gegebenen-
falls ist diese auch zu veröffentli-
chen, sodass Unternehmensdaten
über das Internet einsehbar sind.
Diverse Institutionen ziehen diese
Daten, gegebenenfalls noch leicht
angepasst, zur Auswertung he-
ran. So greifen zum Beispiel das
Finanzamt, Krankenkassen, Kre-
ditinstitute oder private Investo-
ren auf diese Daten zurück.

Marketing muss
den Bedarf wecken

Ein Produkt oder eine Dienstleis-
tung lässt sich nur dann verkau-

fen, wenn dafür ein Bedarf be-
steht. Dabei ist zu berücksichti-
gen, was die Konkurrenz bereits
anbietet. Ziel muss es sein, zu-
mindest in einem Produkt besser
zu sein als das bestehende Ange-
bot, denn auf Dauer setzt sich
nicht der Erste, sondern nur der
Beste durch. Dies gilt insbeson-
dere für Existenzgründer und
junge Unternehmer, die auf dem
Markt erst einmal Fuß fassen
wollen. 

Zum Marketing gehören ins-
besondere Werbung bzw. Kom-
munikation. Kunden kaufen nur
Produkte oder Dienstleistungen,
die sie kennen. Als gängigste
Werbemittel und -träger stehen
zur Verfügung: Gelbe Seiten, Ta-
geszeitungen, Fachzeitschriften,
IHK-Zeitschrift, Plakate, Presse-
veröffentlichungen, Anzeigen-
blätter, Radiowerbung, Kinower-
bung, Wurfzettel, Tage der offe-
nen Tür, Prospekte und Referenz-
mappen, Werbegeschenke und
das Internet. 

Mitarbeiter sind
Unternehmenskapital

Ein entscheidender Faktor im
Wettbewerb ist qualifiziertes und
motiviertes Personal. Für die Be-
schäftigung von Mitarbeitern ste-
hen vielfältige Möglichkeiten zur
Wahl wie geringfügige Beschäfti-
gung bis 400 Euro monatlich,
kurzfristige Mini-Jobs, Teilzeitar-
beit, befristete Arbeitsverhältnis-
se, Leih- bzw. Zeitarbeitsverhält-
nisse und Vollzeitarbeitsverhält-
nisse. Ebenso umfangreich ist das
Spektrum der Vergütung. Die
Möglichkeiten reichen von Festge-
halt über Stundenlohn bis zu er-
folgsabhängiger Vergütung oder
sogar Beteiligung am Unterneh-
men. 

Die Beschäftigung von Mitar-
beitern löst diverse Pflichten eines
Arbeitgebers aus. So sind Mitar-
beiter bei der Krankenkasse zur
Renten-, Kranken-, Pflege- und
Arbeitslosenversicherung sowie
bei der Berufsgenossenschaft an-
zumelden. Monatliche Gehaltsab-
rechnungen müssen erstellt wer-
den. Geringfügig oder kurzfristig
Beschäftige müssen bei der Mini-
jobzentrale gemeldet werden,
und an alle Institutionen sind re-
gelmäßig Beiträge zu bezahlen.
Bei versicherungspflichtigen Mit-
arbeitern wird die Hälfte der Sozi-
alversicherungsbeiträge vom
Lohn einbehalten, die andere
Hälfte zahlt der Arbeitgeber zu-
sätzlich zum Arbeitslohn. Beiträ-
ge der Berufsgenossenschaft be-
zahlt der Arbeitgeber alleine. Die
Lohnsteuer der Beschäftigten
wird bei der Auszahlung des
Lohns oder Gehalts einbehalten
und an das Finanzamt abgeführt.
Den Arbeitgeber trifft nicht nur
die Verantwortung für die Abfüh-
rung der Beträge, sondern auch
die richtige Berechnung.

Der Fiskus
verdient mit

Unternehmer haben es mit einer
ganzen Reihe von Steuern zu tun.
Für Existenzgründer gelten im
Übrigen keine speziellen steuerli-
chen Vergünstigungen und Er-
leichterungen. 

� Umsatzsteuer: Auf jeden In-
landsumsatz wird Umsatzsteuer
fällig. Der Unternehmer ist dazu
verpflichtet, dem Kunden diese in
Rechnung zu stellen und im Rah-
men der regelmäßigen Umsatz-
steuer-Voranmeldung an das Fi-
nanzamt abzuführen. Anderer-
seits darf ein Unternehmer die
Umsatzsteuer, die ihm wiederum
von anderen Unternehmen in
Rechnung gestellt wird, von sei-
nen Zahlungsverpflichtungen ge-
genüber dem Finanzamt abzie-
hen. Der reguläre Umsatzsteuer-
satz beträgt 19 Prozent, der ermä-
ßigte sieben Prozent. 

Existenzgründer müssen in
den ersten zwei Kalenderjahren
ihre Umsatzsteuer-Voranmeldun-
gen monatlich abgeben. Für aus-
reichende Liquidität muss also
stets gesorgt sein. Ein Kleinunter-
nehmer kann sich von der Erhe-
bung der Umsatzsteuer befreien
lassen.
� Einkommensteuer: Einkom-
mensteuer muss von natürlichen
Personen und mittelbar von Per-
sonengesellschaften entrichtet
werden. Sie hängt von der Höhe
des Einkommens ab. Werden Ver-
luste erwirtschaftet, fällt keine
Einkommensteuer an. Der Steuer-
satz steigt mit zunehmendem Ein-
kommen auf bis zu 45 Prozent an.
Solidaritätszuschlag und Kirchen-
steuer fallen zusätzlich an. Seit
2008 haben Einzelunternehmer
und Personengesellschaften die
Möglichkeit, sich ähnlich einer
Kapitalgesellschaft besteuern zu
lassen.
� Körperschaftsteuer: Diese Steu-
er fällt für Kapitalgesellschaften
oder Genossenschaften an. Seit
2008 beträgt der Körperschaft-
steuersatz 15 Prozent zuzüglich
Solidaritätszuschlag.
� Gewerbesteuer: Die Gewerbe-
steuer betrifft alle Gewerbetrei-
benden, ausgenommen sind freie
Berufe und Landwirtschaft. Da
der Hebesatz der Gemeinden un-
terschiedlich ist und dieser sich
auf die Höhe der zu zahlenden
Gewerbesteuer auswirkt, ist die-
ser bei der Standortwahl für ein
Unternehmen wichtig.

Obwohl die Steuersätze auf
den ersten Blick sehr unterschied-
lich erscheinen, kann keine pau-
schale Aussage zur Vorteilhaftig-
keit einzelner Rechtsformen ge-
troffen werden. 

Rechtzeitig reagieren –
die Krise vermeiden

Von einer Krise spricht man,
wenn Verkaufszahlen drastisch
zurückgehen, Kunden ihre Forde-
rungen nicht begleichen, Zah-
lungsunfähigkeit droht oder es
auch „einfach nicht läuft“. Jetzt
heißt es schnell zu handeln. Bei
rechtzeitigem Gegensteuern, am
einfachsten und erfolgverspre-
chendsten mit fachlicher Unter-
stützung durch externe Berater,
überstehen zwei von drei Exis-
tenzgründern die ersten fünf Jah-
re. Wer in der Krise nicht den
Kopf in den Sand steckt und zu
früh aufgibt, sich nochmals wie
bei Beginn des Vorhabens moti-
viert und es dann geschafft hat,
wird häufig mit einem über-
durchschnittlichen Einkommen
belohnt.

[Infobox]

Neun Erfolgsfaktoren
für Existenzgründer

� Umfassende Vorbereitung

� Beratung in Anspruch nehmen

� Erfolg versprechende Geschäftsidee

� Unternehmenskonzept und Businessplan

� Finanz- und Liquiditätsplanung

� Markt- und Wettbewerbsanalyse

� Betriebswirtschaftliches Know-how

� Persönliches Umfeld und Einsatz

� Durchhaltevermögen

Überlassen nichts dem Zufall:
Ralf Baumann, Diplom-Betriebs-

wirt (BA), Steuerberater sowie
Fachberater für Unterneh-

mensnachfolge (links)
und Lars Martens, 
Diplom-Volkswirt.
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